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Artikel 11)

Änderung des 
Juristenausbildungsgesetzes

Das Juristenausbildungsgesetz in der
Fassung vom 15. März 2004 (GVBl. I
S. 158), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666),
wird wie folgt geän dert:

1. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte
„oder nicht recht zeitig abgibt“
durch die Worte „abgibt oder deren
Bearbeitung fortsetzt, obwohl die
Bearbei tungszeit abgelaufen ist“
ersetzt.

b) In Abs. 4 werden die Worte „oder
nicht rechtzeitig ab“ durch die Wor-
te „ab oder setzt deren Bearbei tung
fort, obwohl die Bearbeitungszeit
abgelaufen ist“ ersetzt.

c) In Abs. 5 werden die Worte „an der
Wahrung ei ner Abgabefrist oder“
sowie „die Frist gewahrt wurde
oder“ gestrichen.

2. § 21 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 4 wird nach Satz 2 folgen-
der Satz einge fügt:

„Bis zum Beginn der mündlichen
Prüfung kann schriftlich der Rück-
tritt vom Prüfungsverfahren er klärt
werden; die Prüfung gilt in diesem
Fall als nicht unternommen und
kann nicht wiederholt wer den.“

b) Als Abs. 5 bis 7 werden angefügt:

„(5) Meldet sich eine Bewerbe-
rin oder ein Bewer ber nach unun-
terbrochenem Studium der Rechts -
wissenschaft so rechtzeitig zur Prü-
fung, dass sie oder er spätestens
nach dem Ende der Vorlesungs zeit
des zehnten Fachsemesters zur Ab-
legung der Prüfung zugelassen
wird, und besteht sie oder er diese
Prüfung in Hessen, so kann sie oder
er diese zur Verbesserung der Note
einmal wiederholen. Die Gesamt-
zahl der Freisemester darf die An-
zahl von vier nicht überschreiten.
Abs. 1 Satz 2 bis 4 sowie Abs. 4
Satz 2 bis 4 gelten entsprechend.

(6) Für die Abnahme der Prü-
fung nach Abs. 5 er hebt das Justiz-
prüfungsamt eine Gebühr in Höhe
von 400 Euro. Sie wird mit der 
Antragstellung fäl lig und ist nach
Anforderung innerhalb von zwei

Wochen zu zahlen. Erfolgt die Zah-
lung nicht rechtzeitig, soll die Zu-
lassung versagt werden.

(7) Die Gebühr wird in voller
Höhe zurückerstat tet, wenn der
Rücktritt von der Prüfung vor Be-
ginn der schriftlichen Prüfung er-
klärt wird. Sie ermäßigt sich um

1. 80 vom Hundert, wenn der
Rücktritt von der Prüfung bis
zum Ende des auf den Ab -
schluss der schriftlichen Prü-
fung folgenden Werktages er-
klärt wird,

2. 40 vom Hundert, wenn der
Rücktritt von der Prüfung vor
Bekanntgabe der Ergeb nisse
der schriftlichen Prüfung er-
klärt wird,

3. 20 vom Hundert, wenn der
Rücktritt von der Prüfung in-
nerhalb von 3 Tagen nach Be-
kanntgabe der Ergebnisse der
schriftli chen Prüfung erklärt
wird.“

3. Dem § 47 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Für die Zulassung gelten § 26
Abs. 1 Satz 2 und § 53 Abs. 3 entspre-
chend. Nach der Zulassung wird die
Pflicht zur Teilnahme an der Prüfung
durch eine Entlassung auf eigenen An-
trag aus dem Vorberei tungsdienst
nicht aufgehoben. Der mündliche Teil
der Prüfung kann erst abgelegt wer-
den, wenn sämtliche Ausbildungsab-
schnitte des § 29 Abs. 2 abgeleistet
wurden.“

4. § 52 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 4 wird die Angabe „und 2“
gestrichen.

b) Nach Satz 4 wird folgender Satz
eingefügt:

„§ 47 Abs. 3 Satz 2 gilt entspre-
chend.“

5. § 52a wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Die Prüfung ist zum nächstmögli-
chen Termin ab zulegen.“

b) Die Abs. 3 bis 6 werden durch die
folgenden Abs. 3 und 4 ersetzt:

„(3) Die Prüfung ist vollständig
zu wiederholen. § 21 Abs. 4 Satz 3
und 4 gelten entsprechend.

(4) § 21 Abs. 6 und 7 gilt ent-
sprechend mit der Maß gabe, dass
die Gebühr 500 Euro beträgt.“
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1) Ändert GVBl. II 322-67

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Änderung des Juristenausbildungsgesetzes 

und der Juristischen Ausbildungsordnung

Vom 24. Mai 2011



Artikel 22)

Änderung der Juristischen 
Ausbildungsordnung

§ 29 der Juristischen Ausbildungsord-
nung vom 25. Oktober 2004 (GVBl. I
S. 316), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 26. März 2010 (GVBl. I S. 114), wird
wie folgt neu gefasst:

„§ 29

Benennung zur Zulassung

(1) Spätestens sieben Monate vor Be-
endigung der letzten Pflichtausbildungs-
stelle benennt die Präsidentin oder der
Prä sident des Landgerichts dem Justiz-
prüfungsamt die Referen darinnen und
Referendare zur Zulassung zur zweiten
juristi schen Staatsprüfung. Die Präsiden-
tin oder der Präsident des Landgerichts
soll bei der Benennung mitteilen, ob der
Zulas sung Gründe entgegenstehen.

(2) Spätestens zwei Monate vor Been-
digung der letzten Aus bildungsstelle
übersendet die Präsidentin oder der Präsi-
dent des Oberlandesgerichts dem Justiz-
prüfungsamt die Personal akten mit Zeug-
nissen und Ausbildungsnachweisen der
zur Prüfung zugelassenen Rechtsreferen-
darinnen und Rechtsrefe rendare.

(3) Einen Monat nach Beginn des Er-
gänzungsvorbereitungs dienstes benennt
die Präsidentin oder der Präsident des
Oberlandesgerichts dem Justizprüfungs-
amt die Rechtsreferen darinnen und
Rechtsreferendare zur Zulassung zur Wie-
der holungsprüfung und übersendet die
Personalakten mit Zeug nissen und Aus-
bildungsnachweisen. Die Präsidentin oder

der Präsident des Oberlandesgerichts soll
bei der Benennung mitteilen, ob der Zu-
lassung Gründe entgegenstehen.“

Artikel 3

Übergangsvorschriften

(1) Art. 1 Nr. 2 Buchst. b findet erst-
mals Anwendung auf Studentinnen und
Studenten, die sich nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes erstmalig zur staatlichen
Pflichtfachprüfung melden.

(2) Art. 1 Nr. 3 und Art. 2 finden erst-
mals Anwendung auf Referendarinnen
und Referendare, die sich bei Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes in der Verwaltungs-
station (§ 29 Abs. 2 Nr. 3 Juristenausbil-
dungsgesetz) befinden.

(3) Art. 1 Nr. 4 gilt für alle Referenda-
rinnen und Referen dare, die nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes erstmals den
mündlichen Teil ihrer Prüfung ablegen.

Artikel 4

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch Art. 3 die Juristische
Ausbildungsordnung ge ändert wird,
bleibt die Befugnis der Landesregierung,
diese Rechtsverordnung jeweils für ihren
Geschäftsbereich künftig zu ändern oder
aufzuheben, unberührt. 

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 24. Mai 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e r  J u s t i z ,  f ü r  I n t e g r a t i o n  
u n d  E u r o p a

H a h n

2) Ändert GVBl. II 322-124
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Artikel 11)

Änderung des Hessischen
Datenschutzgesetzes

Das Hessische Datenschutzgesetz in
der Fassung vom 7. Januar 1999 (GVBl. I
S. 98) wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden die An-
gaben zu §§ 42 bis 44 wie folgt ge-
fasst:

„Rechtsweg § 42

Übergangsvorschriften § 43

Inkrafttreten, Außerkrafttreten § 44“

2. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 werden die Wör-
ter „fünfhunderttau send Deutsche
Mark“ durch die Angabe „250 000
Euro“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Bei einem Mitverschulden
des Betroffenen ist § 254 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches und auf die
Verjährung sind die für unerlaub-
te Handlungen geltenden Verjäh-
rungsvorschriften des Bürgerli chen
Gesetzbuches entsprechend anzu-
wenden.“

3. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Präsident des Landtags
verpflichtet den Hessischen Daten-
schutzbeauftragten vor dem Land-
tag, sein Amt gerecht und unpartei-
isch zu füh ren und die Verfassung
des Landes Hessen, das Grund-
gesetz für die Bundesrepublik
Deutschland und die Gesetze ge-
treulich zu wahren.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Er übt seine Tätigkeit haupt-
amtlich aus.“

bb) Folgende Sätze werden ange-
fügt:

„Nebentätigkeiten sind zuläs-
sig, wenn durch sie das Ver-
trauen in die Unabhängigkeit
oder Unparteilichkeit des Hes-
sischen Datenschutz beauftrag -
ten nicht gefährdet wird und
sie sonst mit dem Ansehen des
Amtes vereinbar sind. Der Hes-
sische Datenschutzbeauftragte
erteilt dem Landtag jährlich
Auskunft über Art und Umfang
der von ihm im Kalenderjahr

ausgeübten Nebentätigkeiten
sowie über die dafür erhalte-
nen Vergütungen.“

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Durch Urteil des Staatsge-
richtshofs können ihm das Amt
und die Rechte aus dem Amt
abgesprochen werden, wenn
Tatsachen vor liegen, die bei ei-
nem Beamten die Entlassung
aus dem Dienst nach den §§ 22
und 23 Abs. 1 und 3 Nr. 1 
des Beamtenstatusgesetzes vom
17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010),
geändert durch Gesetz vom 
5. Februar 2009 (BGBl. I
S. 160), oder die Beendigung
des Dienstver hältnisses nach
§ 24 des Beamtenstatusgeset -
zes rechtfertigen.“

bb) Nach Satz 3 werden folgende
Sätze eingefügt:

„Der Antrag auf Erhebung der
Anklage muss von mindestens
15 Mitgliedern des Landtags
unterzeichnet sein und bedarf
der Zustim mung von zwei Drit-
teln der gesetzlichen Zahl sei-
ner Mitglieder. Die §§ 31 bis 35
des Ge setzes über den Staats-
gerichtshof in der Fas sung vom
19. Januar 2001 (GVBl. I S. 78),
zuletzt geändert durch Gesetz
vom 26. März 2010 (GVBl. I
S. 114), sind entsprechend an -
zuwenden.“

cc) In dem neuen Satz 6 wird das
Wort „Er“ durch „Der Hessi-
sche Datenschutzbeauf tragte“
ersetzt.

d) Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Der Hessische Datenschutz-
beauftragte erhält vom Beginn des
Kalendermonats an, in dem das
Amtsverhältnis beginnt, bis zum
Ende des Kalen dermonats, in dem
das Amtsverhältnis endet, als Amts-
bezüge in entsprechender Anwen-
dung des Bundesbesoldungsgeset-
zes vom 6. August 2002 (BGBl. I
S. 3020) in der am 31. August 2006
gel tenden Fassung ein Amtsgehalt
in Höhe des jeweils einem Beamten
des Landes Hessen zustehenden
Grundgehaltes der Besoldungs-
gruppe B 7 sowie ei nen Familienzu-
schlag in der jeweils einem Beam -
ten des Landes Hessen zustehen-
den Höhe. Daneben finden hin-
sichtlich der Reise- und Umzugs-
kosten, des Trennungsgeldes und
der Beihilfen die für Be amte des1) Ändert GVBl. II 300-28

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Neuordnung des Datenschutzes und Wahrung 

der Unabhängigkeit des Datenschutzbeauftragten in Hessen

Vom 20. Mai 2011
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Landes Hessen geltenden Vor-
schriften Anwendung. Gleiches gilt
in Urlaubsangelegen heiten.“

e) Als Abs. 7 und 8 werden angefügt:

„(7) Zuständig für die Festset-
zung, Berechnung und Anordnung
der Zahlung der Amtsbezüge ein -
schließlich der Sonderzahlungen
sowie für die Rückforderung zu viel
gezahlter Amtsbezüge ist die Hessi-
sche Bezügestelle im Auftrag des
Hessi schen Datenschutzbeauftrag-
ten. Zuständig für die Festsetzung
von Reise- und Umzugskosten so-
wie Trennungsgeld ist die Dienst-
stelle des Hessischen Datenschutz-
beauftragten. Festsetzungsstelle für
die Beihilfe ist die Kanzlei des Hes-
sischen Landtags.

(8) Der Hessische Datenschutz-
beauftragte und des sen Hinterblie-
benen erhalten Versorgung in ent -
sprechender Anwendung der in
Hessen für die Mitglieder der Lan-
desregierung geltenden Bestim -
mungen. Zuständig für die Festset-
zung der Versor gungsbezüge ist
das Regierungspräsidium Kassel im
Auftrag des Hessischen Daten-
schutzbeauftrag ten.“

4. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 werden nach dem Wort
„Datenschutz“ die Wörter „in den
Mitgliedstaaten der Europäi schen
Union,“ eingefügt.

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Der Hessische Datenschutz-
beauftragte ist zu ständige Behörde
für die

1. Kontrolle der Durchführung
des Datenschutzes im Anwen-
dungsbereich des Dritten Ab-
schnitts des Bundesdaten-
schutzgesetzes nach § 38
Abs. 6 des Bundesdatenschutz-
gesetzes in der Fassung vom
14. Januar 2003 (BGBl. I S. 66),
zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. August 2009 (BGBl. I
S. 2814),

2. Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrig keiten

a) nach § 43 des Bundesdaten-
schutzgesetzes,

b) nach § 16 Abs. 2 Nr. 2 bis 5
des Telemedien gesetzes vom
26. Februar 2007 (BGBl. I
S. 179), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 31. Mai
2010 (BGBl. I S. 692),

3. Leistung von Hilfe nach Art. 13
Abs. 2 Buchst. a des Überein-
kommens zum Schutz des
Men schen bei der automati-
schen Verarbeitung per sonen -
bezogener Daten vom 28. Ja-
nuar 1981 (BGBl. 1985 II
S. 538, 539).“

5. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort
„Tätigkeit“ die Angabe „nach
§ 24 Abs. 1 bis 3“ eingefügt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Gleichzeitig mit dem Bericht
nach Satz 1 legt der Hessische
Datenschutzbeauftragte dem
Landtag einen Bericht über
seine Tätigkeit nach § 24
Abs. 4 vor.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort
„Zwischenbe richt“ die Angabe
„nach Abs. 1 Satz 1 und 3“ ein-
gefügt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

6. § 31 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz
eingefügt:

„Der Hessische Datenschutzbeauf-
tragte übt für die bei ihm tätigen
Beamten die Aufgaben der obers-
ten Dienstbehörde nach dem Hessi-
schen Disziplinarge setz aus.“

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

7. In § 41 Abs. 2 werden die Wörter
„fünfzigtausend Deut sche Mark“
durch „50 000 Euro“ ersetzt.

8. Nach § 41 wird als neuer § 42 einge-
fügt:

„§ 42

Rechtsweg

Für Klagen gegen Maßnahmen des
Hessischen Daten schutzbeauftragten
nach § 24 Abs. 4 Nr. 1 und 3 ist der
Verwaltungsrechtsweg gegeben. Ein
Vorverfahren nach dem 8. Abschnitt
der Verwaltungsgerichtsord nung in
der Fassung vom 19. März 1991 
(BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 22. De zember 2010 
(BGBl. I. S. 2248), findet nicht statt.“

9. Der bisherige § 42 wird § 43 und wie
folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 43

Übergangsvorschriften“

b) Der bisherige Gesetzestext wird
Abs. 1.

c) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Für die Person, die am 
30. Juni 2011 das Amt des Hessi-
schen Datenschutzbeauftragten in-
nehat, gilt bis zur ersten Wahl des
Hessischen Daten schutzbeauftrag -
ten nach dem 1. Juli 2011 § 21
Abs. 3 und 6 in der bis zum 30. Juni
2011 gelten den Fassung fort und
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findet § 21 Abs. 7 und 8 keine An-
wendung.“

10. Der bisherige § 43 wird aufgehoben.

11. Der bisherige § 44 wird wie folgt ge-
ändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 44

Inkrafttreten, Außerkrafttreten“

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2016 außer Kraft.“

Artikel 2

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Verordnung zur Regelung der Zu-
ständigkeiten nach dem Bundesdaten-
schutzgesetz und anderen Gesetzen zum
Daten schutz vom 10. Februar 2005
(GVBl. I S. 90)2), zuletzt geän dert durch
Verordnung vom 29. November 2010
(GVBl. I S. 450), wird aufgehoben.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2011 in
Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 20. Mai 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

R h e i n

2) Hebt auf GVBl. II 300-39
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Aufgrund des § 1 des Gesetzes zur Be-
stimmung von Zuständigkeiten vom 
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), geändert
durch Gesetz vom 16. Oktober 2006
(GVBl. I S. 510), und des § 36 Abs. 2 
Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung vom 19. Februar
1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2353), verordnet die Landesregierung:

§ 1

Zuständige Behörde für den Vollzug
des Chemikaliengesetzes in der Fassung
vom 2. Juli 2008 (BGBl. I S. 1146), geän-
dert durch Gesetz vom 11. August 2010
(BGBl. I S. 1163), und der aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
sowie der die Sachbereiche des Chemika-
liengesetzes betreffenden Verordnungen
der Europäischen Gemeinschaften ist das
Regierungspräsidium Darmstadt, soweit
in der Arbeitsschutzzuständigkeitsverord-
nung vom 8. Juli 2003 (GVBl. I S. 206),
zuletzt geändert durch Verordnung vom
15. Dezember 2009 (GVBl. I S. 747), und
in § 2 nichts anderes bestimmt ist.

§ 2

(1) Das Regierungspräsidium ist zu-
ständig

1. für den Vollzug im Sinne des § 1 in Be-
trieben, die der Bergaufsicht unterlie-
gen,

2. für die Prüfung der Sachkunde nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und die Entgegennah-
me des Sachkundenachweises nach 
§ 5 Abs. 3 Nr. 1 der Chemikalien-Ver-
botsverordnung in der Fassung vom
13. Juni 2003 (BGBl. I S. 867), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 
26. November 2010 (BGBl. I S. 1643),

3. für den Vollzug

a) der Titel IV und V,

b) der Titel VII und VIII, soweit Her-
stellungs- und Verwendungsbe-
schränkungen sowie besondere
Kennzeichnungsanforderungen be-
troffen sind,

der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006
des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 18. Dezember 2006 zur Re-
gistrierung, Bewertung, Zulassung und
Beschränkung chemischer Stoffe 
(REACH), zur Schaffung einer Euro-
päischen Agentur für chemische Stof-
fe, zur Änderung der Richtlinie 1999/
45/EG und zur Aufhebung der Verord-
nung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der
Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der

*) GVBl. II 801-11
1) Hebt auf GVBl. II 801-10

Verordnung 
über Zuständigkeiten im Bereich des Chemikalienrechts*)

Vom 20. Mai 2011

Kommission, der Richtlinie 76/769/
EWG des Rates sowie der Richtlinien
91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG
und 2000/21/EG der Kommission 
(ABl. EU Nr. L 136 S. 1, 2007 Nr. L 136
S. 3, 2008 Nr. L 141 S. 22, 2009 Nr. L 36
S. 84), zuletzt geändert durch Verord-
nung (EU) Nr. 366/2011 der Kommissi-
on vom 14. April 2011 (ABl. EU 
Nr. L 101 S. 12), sofern arbeitsschutz-
bezogene Risiken betroffen sind und

4. für den Vollzug der Verordnung (EG)
Nr. 1272/2008 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. Dezem-
ber 2008 über die Einstufung, Kenn-
zeichnung und Verpackung von Stof-
fen und Gemischen, zur Änderung und
Aufhebung der Richtlinien 67/548/
EWG und 1999/45/EG und zur Ände-
rung der Verordnung (EG) Nr. 1907/
2006 (ABl. EU Nr. L 353 S. 1, 2011 
Nr. L 16 S. 1), geändert durch Verord-
nung (EG) Nr. 790/2009 der Kommissi-
on vom 10. August 2009 (ABl. EU 
Nr. L 235 S. 1).

(2) Das für Chemikaliensicherheit zu-
ständige Ministerium ist zuständig für

1. die Erteilung der Information nach § 9
Abs. 2 und die Entgegennahme der In-
formation nach § 10 Abs. 2,

2.

a) die Entgegennahme der Mitteilung
nach § 19a Abs. 4,

b) die Feststellung nach § 19a Abs. 5
Satz 1 Nr. 2 Buchst. b,

c) die Erteilung der Bescheinigung
nach § 19b Abs. 1 Satz 1,

3. die gegenseitige Unterrichtung nach 
§ 22 Abs. 1 Satz 1,

4. Anordnungen nach § 23 Abs. 2 

des Chemikaliengesetzes. Soweit die
Maßnahmen nach Satz 1 Nr. 1, 3 und 4
zum Vollzug der in Abs. 1 Nr. 3 und 4 ge-
nannten Regelungen erfolgen, ist das für
Arbeitsschutz zuständige Ministerium die
zuständige Behörde.

§ 3

Zuständige Verwaltungsbehörde für
die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 26 Abs. 1 und 
§ 27b Abs. 5 des Chemikaliengesetzes ist
die für die Wahrnehmung der jeweiligen
Vollzugsaufgabe zuständige Behörde.

§ 4

Die Verordnung über Zuständigkeiten
nach dem Chemikaliengesetz und den zu
seiner Ausführung ergangenen Rechts-
verordnungen vom 24. April 2006 (GVBl. I
S. 138, 160)1) wird aufgehoben.
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§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2016 außer Kraft.

Wiesbaden, den 20. Mai 2011

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  M i n i s t e r i n
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Aufgrund des § 13 Abs. 4 des Bundes-
kindergeldgesetzes in der Fassung vom
28. Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 3177), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 24. März
2011 (BGBl. I S. 453), verordnet die Lan-
desregierung: 

§ 1

(1) Zuständige Behörde für die Ge-
währung der Leistungen für Bildung und
Teilhabe nach § 6b des Bundeskinder-
geldgesetzes ist in den kreisfreien Städ-
ten der Magistrat und in den Landkreisen
der Kreisausschuss. 

(2) Örtlich zuständig ist der Magistrat
der kreisfreien Stadt oder der Kreisaus-

schuss des Landkreises, in deren oder
dessen Gebiet die oder der Leistungsbe-
rechtigte ihren oder seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat. Ist ein gewöhnlicher Auf-
enthaltsort nicht feststellbar, so ist der
Magistrat der kreisfreien Stadt oder der
Kreisausschuss des Landkreises zustän-
dig, in deren oder dessen Gebiet sich die
Leistungsberechtigte oder der Leistungs-
berechtigte tatsächlich aufhält.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2011
in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2016 außer Kraft.

Verordnung 
zur Bestimmung der zuständigen Behörde 

für die Gewährung der Leistungen nach § 6b des Bundeskindergeldgesetzes*)

Vom 25. Mai 2011

Wiesbaden, den 25. Mai 2011

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  S o z i a l m i n i s t e r

B o u f f i e r G r ü t t n e r

*) GVBl. II 34-67


